
Zwischen der Täuschung der H-AG und dem bei K einge-
tretenen Schaden müsste ein Kausalzusammenhang bestehen.
Die Kenntnis der wahren Abgaswerte hätte K vorliegend
vom Kauf abgehalten. Dies entspricht auch der allgemeinen
Lebenserfahrung, wonach kein Käufer ein Kfz erwerben
würde, dem eine Betriebsbeschränkung oder -untersagung
droht und bei dem im Zeitpunkt des Erwerbs in keiner Weise
absehbar ist, ob der Mangel überhaupt behoben werden
kann.89

Die H-AG müsste mit Schädigungsvorsatz gehandelt haben.
Hierfür genügen das Bewusstsein, dass die Schädigung im
Bereich des Möglichen liegt, sowie die billigende Inkaufnah-
me des Schädigungsrisikos.90 Die H-AG hat bewusst mani-
pulierte Kfz in den Verkehr gebracht und dabei billigend in
Kauf genommen, dass bei einer Entdeckung der verwendeten
Abschalteinrichtung eine Betriebsbeschränkung oder -unter-
sagung droht, was einen Vermögensnachteil für den Kunden
zur Folge hätte.91 Die sittenwidrige Schädigung erfolgte mit-
hin vorsätzlich.

Für eine deliktische Haftung der H-AG ist schließlich eine
„Verknüpfung mit dem Fehlverhalten natürlicher Personen,
denen der Vorgang zum Vorwurf des Verschuldens ge-
reicht“92 erforderlich. Zu prüfen ist mithin, ob das Verhalten
der Personen, die auf die Entwicklung bzw. den Einsatz der
Manipulationssoftware Einfluss genommen haben, der H-
AG zugerechnet werden kann.93 Gemäß § 31 BGB (analog)
wären der H-AG als juristischer Person üblicherweise nur
Handlungen der verfassungsmäßig bestellten Vertreter zu-
zurechnen. Die Rechtsprechung hat über den Wortlaut hi-
naus eine „Repräsentantenhaftung“ für diejenigen Personen
entwickelt, denen durch die allgemeine Betriebsregelung und
Handhabung bedeutsame, wesensmäßige Funktionen der ju-
ristischen Person zur selbstständigen, eigenverantwortlichen
Erfüllung zugewiesen sind, sodass sie die juristische Person
im Rechtsverkehr repräsentieren.94 Als Sammelbegriff für
diesen Personenkreis wird der des leitenden Angestellten an-
genommen.95 Der Leiter der Entwicklungsabteilung eines
Automobilherstellers hat in der Regel ganz wesentliche in-
terne Entscheidungen zu treffen, an einer Aufgabenwahrneh-
mung nach außen wird es aber üblicherweise fehlen. Mangels
Repräsentantenstellung kommt es auf dessen Kenntnis von

der Abgasmanipulation gar nicht an. Die H-AG muss sich
das Verhalten des Leiters der Entwicklungsabteilung nicht
nach der „Repräsentantenhaftung“ zurechnen lassen.

Die Voraussetzungen des § 826 BGB sind nicht erfüllt. K hat
gegen die H-AG keinen Anspruch auf Rückzahlung des
Kaufpreises Zug um Zug gegen Übergabe und Übereignung
des Kfz gem. § 826 BGB.

Hinweis: Eine andere Auffassung ist bei entsprechender Argumen-
tation vertretbar. Zu beachten ist, dass aus einer Funktion bzw.
Funktionsbezeichnung (zB „Abteilungsleiter“) nicht zwangsläufig
auf eine Repräsentantenstellung geschlossen werden kann. Es muss
vielmehr im jeweiligen Einzelfall geprüft werden, ob die betreffende
Person für das Unternehmen bedeutsame Aufgaben mit Außenwir-
kung erfüllt. Der Klausursachverhalt muss hierbei sorgsam aus-
gewertet werden. Zudem müssen die weiteren Voraussetzungen
der „Repräsentantenhaftung“ („Repräsentant“ erfüllt durch sein
Handeln den Tatbestand einer unerlaubten Handlung in „Ausfüh-
rung der ihm zustehenden Verrichtungen“) geprüft werden.96 Lie-
gen diese vor, haftet die juristische Person für den einem Dritten
zugefügten Schaden.

D. AUSBLICK

Der „Abgasskandal“ bietet nach wie vor ausreichend Stoff
für sämtliche juristischen Prüfungsaufgaben, da so die
Grundstrukturen des kaufrechtlichen Gewährleistungsrechts
ebenso wie die des Deliktsrechts gut abgefragt werden kön-
nen.97 Studierenden der Rechtswissenschaft ist dringend zu
empfehlen, sich auf dem Gebiet des Automobilkaufrechts auf
dem neuesten Stand des Diskurses zu halten, um bestens
vorbereitet in die Prüfungen gehen zu können.

89 OLG Koblenz BeckRS 2019, 11148 Rn. 74; OLG Köln BeckRS 2018, 24255
Rn. 14.

90 OLG Koblenz BeckRS 2019, 11148 Rn. 47.
91 OLG Koblenz BeckRS 2019, 11148 Rn. 48.
92 Harke VuR 2017, 83 (87).
93 Vgl. Heintz jM 2017, 354 (358).
94 BGHNJW 1998, 1854 (1856).
95 BGH NJW 1998, 1854 (1856); OLG Stuttgart BeckRS 2019, 17247 Rn. 88 unter

Verweis auf Palandt/Ellenberger, 78. Aufl. 2019, BGB § 31 Rn. 6.
96 Näher hierzu Köhler, BGB Allgemeiner Teil, 42. Aufl. 2018, § 21 Rn. 30 a ff.
97 Vgl. Arnold JuS 2019, 489 (492).

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · EXAMINATORIUM KLAUSUR ZIVILRECHT · „FEHLGELEITET“

Professor Dr. Meik Thöne, M. Jur. (Oxford), Potsdam, und Dipl.-Jur. Julia Kellner, Göttingen*

„Fehlgeleitet“

Straßenverkehrsrecht, Deliktsrecht, Schadensrecht
Examen
5 Stunden
Gesetzestexte

& SACHVERHALT

Der technikaffine Hubertus (H) ist begeistert von der Idee des autonomen Fahrens. Sein
Versuch, ein intelligentes und vollkommen eigenständig agierendes Fahrzeug zu erstehen,

* Der Verfasser Thöne ist Inhaber der Juniorprofessur für Bürgerliches Recht und Zivilprozessrecht einschließlich der europä-
ischen Bezüge (Tenure Track) an der Universität Potsdam. Die Verfasserin Kellner ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Handelsrecht, deutsches und ausländisches Zivilprozessrecht von Prof. Dr. Joachim Münch an
der Universität Göttingen.

THEMATIK
SCHWIERIGKEITSGRAD

BEARBEITUNGSZEIT
HILFSMITTEL

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · EXAMINATORIUM LERNBEITRAG ZIVILRECHT · AUTOMOBILKAUFRECHT

4/2020 253

Ü
B
U
N
G
SB
LÄ

TT
ER

ST
U
D
EN

TE
N



endet jedoch mit der jähen Erkenntnis, dass mediale Berichterstattung und Automobilrealität
noch einige Jahre trennen. Ein Wagen der Marke P, welcher über Beschleunigungs-, Brems-
und Spurhalteassistenten verfügt, kommt seiner Idealvorstellung allerdings schon sehr nahe.
H ist derart angetan, dass er das Fahrzeug beim nächsten Händler kauft und direkt mitnimmt.
Voller Stolz besucht er daraufhin seinen schwerreichen Freund Fritz (F) und dessen Verlobte
Xenia (X) und berichtet ihnen von der Neuerwerbung. Als ihn diese um eine kurze Spritztour
bitten, willigt H ein, fügt jedoch hinzu, dass er nicht hafte, falls etwas schiefgeht. F und X
sind einverstanden und wollen sofort aufbrechen.

Um den Wagen auf Herz und Nieren zu testen, setzt sich F ans Steuer und verlässt sehr
schnell die Stadt, um ins nahegelegene Nachbarsdorf zu gelangen. Kurz vor dem Ortsschild
erleidet er jedoch plötzlich und unerwartet einen Herzinfarkt und verliert das Bewusstsein.
Der Spurhalteassistent hält das Fahrzeug auf der Straße und steuert es in die unmittelbar vor
ihm liegende Ortschaft. Durch einen auf ein Versehen eines Programmierers zurückzufüh-
renden Softwarefehler geht mit der wiederholten Spurkorrektur allerdings keine automatische
Geschwindigkeitsreduzierung einher. Vielmehr behält das Fahrzeug seine hohe Geschwindig-
keit (127 km/h) bei, rast durch den Ort und überfährt eine Mutter mit ihren beiden Kindern.
Diese wollten einen Fußgängerüberweg überqueren, konnten nicht mehr ausweichen und
versterben unmittelbar. Als die Polizei Viktor (V), dem Ehemann und Vater der Verstorbe-
nen, die Nachricht vom Tod seiner geliebten Familie überbringt, bricht er an Ort und Stelle
zusammen. In der Folge muss er über einen längeren Zeitraum psychologisch betreut werden
und eine von ihm bereits erworbene Karte für Mozarts „Zauberflöte“, die am Tag des Unfalls
aufgeführt wird, verfällt. F hat dagegen mehr Glück, er kann in ein Krankenhaus gebracht
werden und überlebt den Unfall.

H ist völlig konsterniert, ist er doch stets davon ausgegangen, dass die neue Technik Leben
retten statt gefährden würde. Tatsächlich wäre das Fahrzeug ohne Spurhalteassistenten auf
einer Wiese vor der Ortschaft zum Stehen gekommen und der Unfall ausgeblieben. V verlangt
nun umfassenden Schadensersatz von den Beteiligten. H ist jedoch der Auffassung, dass er
weder gefahren sei, noch sonst etwas zum Unfall beigetragen habe, schließlich resultiere
dieser allein aus einem ihm nicht anzulastenden Programmierfehler. F sieht ebenfalls keine
Schuld bei sich, immerhin könne er selbst froh sein, Herzinfarkt und Unfall überlebt zu
haben. X, die zahlreiche Knochenbrüche erlitt, fordert ausschließlich von P Ersatz ihrer
Behandlungskosten.

Bearbeitervermerk: Wie ist die Rechtslage? (Ansprüche aus §§ 823 II, 831, 844 I, II BGB sind nicht zu
prüfen).

& LÖSUNG

A. ANSPRÜCHE V GEGEN H

I. § 7 I StVG

V könnte gegen H einen Anspruch auf Schadensersatz sowie Schmerzensgeld aus § 7 I StVG
haben.

1. Halter eines Kraftfahrzeugs

Dies setzt zunächst die Qualifikation des H als Halter eines Kraftfahrzeugs voraus. Halter ist,
wer das Kfz nicht nur vorübergehend für eigene Rechnung in Gebrauch hat und die tatsäch-
liche Verfügungsgewalt darüber innehat (BGHZ 13, 351 [354] = NJW 1954, 1198). Mit Blick
auf den Erwerb des Fahrzeugs durch H zur dauerhaften Nutzung im eigenen Interesse ist
dies zweifellos gegeben.

2. Verletzung eines Rechts oder Rechtsguts

Weiterhin müsste eines der in den Schutzbereich des § 7 I StVG fallenden Rechte oder
Rechtsgüter des V verletzt worden sein. In Betracht kommt insoweit der Zusammenbruch
des V. Hierin könnte eine Gesundheitsverletzung, verstanden als das Hervorrufen oder
Steigern eines von der normalen körperlichen Funktion nachteilig abweichenden Zustandes
(BGHZ 163, 209 [212] = NJW 2005, 2614 [2615]), liegen. Vor dem Hintergrund, dass
Schadensersatzansprüche abseits der §§ 844 f. BGB sowie § 10 I 2, II, III StVG ausschließlich
auf die Verletzung eigener Rechtsgüter gestützt werden können, könnten insoweit allerdings
Bedenken bestehen. Denn nicht jeder Schock begründet eine eigenständige Gesundheitsver-
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